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1	 |	 Unentgeltliche Überlassung von Wohnraum kann zu privatem 
			   Veräußerungsgeschäft führen
Gewinne und Verluste aus privaten Veräußerungsgeschäften sind bei der Einkommensteuerveranlagung des 
Veräußerers zu berücksichtigen. Ein privates Veräußerungsgeschäft liegt bspw. vor, wenn eine Immobilie (nachfolgend 
auch „Objekt“ genannt) erst gekauft sowie vermietet und anschließend innerhalb von zehn Jahren nach dem 
Anschaffungszeitpunkt wieder veräußert wird. 

Ein Verkauf des Objekts innerhalb von zehn Jahren nach Anschaffung begründet allerdings dann keine Steuerpflicht, 
wenn dieses entweder im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertigstellung und Veräußerung ausschließlich zu 
eigenen Wohnzwecken (1. Alternative) oder im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren 
zu eigenen Wohnzwecken (2. Alternative) genutzt wurde.

Ein Ehepaar erwarb ein bebautes Objekt und überließ dieses ihren drei Kindern, die dort während ihrer Studienzeit 
lebten. Nachdem die Kinder ihr Studium beendet hatten, wurde das Objekt wieder veräußert. Ein steuerpflichtiger 
Veräußerungsgewinn wurde nicht angegeben, da die Steuerpflichtigen der Auffassung waren, dass die Befreiungs-
vorschrift für selbstgenutztes Wohneigentum greifen würde. Eine Eigennutzung würde auch dann vorliegen, wenn 
ein Kind, für das der Steuerpflichtige einen Anspruch auf Kindergeld hat, in dem Objekt wohnt.

Der Bundesfinanzhof (BFH) entschied jedoch, dass eine Wohnung nicht zu „eigenen Wohnzwecken“ genutzt wird, 
wenn der Steuerpflichtige diese unentgeltlich an (leibliche) Kinder überlässt, die im maßgeblichen Zeitraum der 
zehn Jahre keinen Anspruch (mehr) auf Kindergeld haben. Der Kindergeldanspruch lief im Entscheidungsfall 
während des Studiums aus. Damit sei laut BFH eine Überlassung an Dritte gegeben, die steuerlich nicht begünstigt 
wird. Es war damit von einer steuerpflichtigen Veräußerung auszugehen.

2	 |	 Jahressteuergesetz ist beschlossen
Nach der Verabschiedung des Jahressteuergesetzes durch den Bundestag folgte die Zustimmung des Bundesrats 
am 16.12.2022. Mit der Verkündung im Bundesgesetzblatt stehen die steuerlichen Änderungen für 2023 und 
teilweise auch rückwirkend für 2022 fest. Von einigen geplanten Änderungen berichteten wir bereits in den 
Ausgaben 10.2022 und 12.2022 der AUTACO Monthly. Aus diesem Grund werden nachfolgend nur die Änderungen 
aufgezeigt, die sich gegenüber den Entwurfsfassungen ergeben haben:
 
Gebäude-Abschreibung:
Steuerpflichtige hatten bislang die Möglichkeit, eine verminderte Abschreibungsdauer für ihre Gebäude geltend zu 
machen, wenn sie eine kürzere Nutzungsdauer nachweisen konnten. Der erste Entwurf sah eine Streichung dieser 
Regelung vor; nun bleibt die Möglichkeit aber doch wie bisher bestehen.

Die Erhöhung des linearen AfA-Satzes von 2% auf 3% sollte ursprünglich Gebäude betreffen, die nach dem 30.06.2023 
fertig gestellt werden; sie gilt nun aber schon für Gebäude, deren Fertigstellung nach dem 01.01.2023 erfolgt.

Grundrentenzuschlag:
Rückwirkend zum 01.01.2021 wird derjenige Rentenbetrag steuerfrei gestellt, welcher aufgrund des Grundrenten-
zuschlags geleistet wird. Die betroffenen Steuerpflichtigen erhalten den Grundrentenzuschlag dadurch ungekürzt 
und haben somit mehr Geld für die Bestreitung ihres Lebensunterhalts zur Verfügung.

Werbungskosten-Pauschbetrag:
Der Werbungskosten- oder Arbeitnehmerpauschbetrag erhöht sich ab 2023 pro Veranlagungszeitraum auf 1.230 €.

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende:
Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wird um 252 € auf insgesamt 4.260 € angehoben.
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Häusliches Arbeitszimmer:
Ist das Arbeitszimmer nicht der Mittelpunkt der gesamten beruflichen Tätigkeit, wird der Höchstbetrag ab 2023 in 
einen Pauschbetrag in Höhe von 1.260 € pro Veranlagungsjahr umgewandelt, der dem Steuerpflichtigen gewährt 
werden kann. Die tatsächlichen Kosten müssen dadurch nicht mehr nachgewiesen werden.

Homeoffice-Pauschale:
Die bisherige Regelung wird noch erweitert und es können ab 2023 je 6 € für bis zu 210 Tage im Homeoffice 
steuermindernd angegeben werden, was zu einem Höchstbetrag von 1.260 € im Jahr führt. Der Betrag bleibt auch 
bei mehreren Arbeitsverhältnissen gleich. Ein separates Arbeitszimmer ist dafür nicht erforderlich bzw. schließt die 
Homeoffice-Pauschale aus.

Förderung von PV-Anlagen:
Um den Ausbau von PV-Anlagen weiter zu fördern, soll eine Ertragsteuerbefreiung für bestimmte PV-Anlagen 
gelten. Dazu gehören PV-Anlagen, wenn diese eine Leistung von max. 30 kW (Bruttonennleistung laut Markt-
stammdatenregister) bei Einfamilienhäusern und Gewerbeimmobilien bzw. 15 kW je Wohn- und Gewerbeeinheit 
bei übrigen Gebäuden haben. Entgegen des ursprünglichen Entwurfs müssen diese nicht mehr überwiegend zu 
Wohnzwecken genutzt werden. Diese Regelung gilt bereits rückwirkend zum 01.01.2022 und ist im Unterschied 
zur bisherigen Vereinfachungsregelung für kleine PV-Anlagen auch kein Wahlrecht, wonach derartige Einnahmen 
zwingend steuerfrei sind.

3	 |	 Erleichterung für Unternehmen bei der Offenlegung 
Noch immer haben Unternehmen mit den Folgen der Corona-Pandemie zu kämpfen. Zur Entlastung der betroffenen 
Unternehmen hat nun das Bundesamt für Justiz (BfJ) Erleichterungen im Bereich der Offen- und Hinterlegungs-
pflichten beschlossen.

Die Erleichterung betrifft Unternehmen, bei denen die gesetzliche Frist zur Offenlegung von Rechnungsunterlagen 
für das Geschäftsjahr mit dem Bilanzstichtag 31.12.2021 ein Jahr später am 31.12.2022 endet. Vor dem 11.04.2023 wird 
das BfJ keine Ordnungsgeldverfahren gegen diese einleiten.

Dabei ist allerdings zu beachten, dass die Unternehmen dadurch nicht von der Verpflichtung zur Offenlegung ihrer 
Jahresabschlüsse freigestellt sind. Eine automatische oder implizite Fristverlängerung ist damit nicht verbunden. Die 
Maßnahme zielt allein darauf ab, Erleichterungen für die betroffenen Unternehmen zu schaffen. Weitere Maßnahmen 
sind zurzeit nicht in Planung. Auch die Einleitung neuer Vollstreckungsmaßnahmen wird unverändert aufgenommen.

4	 |	 Hinzurechnung eines Kirchensteuer-Erstattungsüberhangs 
Für den Fall, dass im Bereich der Sonderausgaben die erstatteten Aufwendungen die geleisteten Aufwendungen 
übersteigen und dadurch ein Erstattungsüberhang entsteht, sieht das Gesetz vor, dass der Erstattungsüberhang 
mit anderen im Rahmen der jeweiligen Nummer anzusetzenden Aufwendungen zu verrechnen ist. Ein danach 
verbleibender Erstattungsüberhang ist dem Gesamtbetrag der Einkünfte hinzuzurechnen.

Ein Steuerpflichtiger erwartete für 2009 einmalig hohe Einkünfte. Allerdings blieben die erwarteten Einkünfte aus. 
Die geleistete Kirchensteuervorauszahlung wirkte sich deswegen bei den Sonderausgaben nicht steuermindernd 
aus. Dies stand im Jahr 2012 endgültig fest und hatte zur Folge, dass in 2012 eine hohe Kirchensteuererstattung für 
den Veranlagungszeitraum 2009 und keine Kirchensteuerzahlung erfolgte. In dem Einkommensteuerbescheid für 
2012 wurde die Kirchensteuererstattung als Erstattungsüberhang dem Gesamtbetrag der Einkünfte hinzugerechnet.
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In einem hierzu ergangenen Urteil führte der BFH aus, dass ein Erstattungsüberhang lediglich ein „Übersteigen“ der 
erstatteten Aufwendungen über die im Erstattungsjahr geleisteten Aufwendungen erfordert, die auch 0 € betragen 
können. Ein Kirchensteuer-Erstattungsüberhang liegt damit auch dann vor, wenn der Steuerpflichtige im Veranlagungs-
zeitraum der Kirchensteuererstattung keine Kirchensteuer gezahlt hat. Die Hinzurechnung findet auch dann statt, 
wenn sich die erstattete Zahlung im Zahlungsjahr nicht steuermindernd ausgewirkt hat.

5	 |	 Transparenzregister – öffentliche Einsichtnahme 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat durch Urteil vom 22.11.2022 die öffentliche Einsichtnahme in das Transparenz-
register beschränkt. Der EuGH hat entschieden, dass die entsprechende Regelung der EU-Geldwäscherichtlinie nicht 
mit dem Unionsrecht vereinbar ist, die europaweit vorsieht, dass das Transparenzregister öffentlich zugänglich sein 
muss.

Mitglieder der Öffentlichkeit müssen nunmehr den Antrag auf Einsichtnahme bei Antragstellung begründen und 
ein berechtigtes Interesse an der Einsichtnahme darlegen. 

Ein berechtigtes Interesse der Einsichtnahme besteht z.B.:

•	wenn die Angaben der eigenen Eintragung überprüft werden sollen (sog. Selbstauskunft) oder

•	bei Journalisten und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) bei Recherchen mit Bezug zu Geldwäsche oder 
	 Terrorismusfinanzierung oder

•	wenn ein sonstiger enger Bezug zu Geldwäsche oder damit zusammenhängenden Vortaten dargelegt wird.

6	 |	 Bewertung der Einlage einer GmbH-Beteiligung 
Der BFH veröffentlichte kürzlich eine Entscheidung über die korrekte Bewertung der Einlage einer GmbH-Beteiligung 
bei Ausschüttung aus dem steuerlichen Einlagekonto. In dem Urteil nahm der BFH zu mehreren Aspekten Stellung.

Zum einen ist die Einlage eines Anteils an einer Kapitalgesellschaft mit den Anschaffungskosten zu bewerten, wenn 
der Steuerpflichtige an der Gesellschaft im Zeitpunkt der Einlage wesentlich i. S. von § 17 EStG beteiligt ist. Damit 
bestätigt der BFH bisherige Urteile zu der Thematik.

Zum anderen ist bei der Bewertung auch der Wertzuwachs zu erfassen, der sich im Privatvermögen zu einer Zeit 
gebildet hat, als der Anteilsinhaber noch nicht wesentlich beteiligt war. Die Ausschüttungen einer Kapitalgesellschaft 
aus dem steuerlichen Einlagekonto sind bei dem gewerblich tätigen Gesellschafter im Rahmen des Betriebsvermögens-
vergleichs erfolgswirksam zu erfassen, soweit sie die Anschaffungskosten der Beteiligung übersteigen.

7	 |	 EuGH: Keine geschuldete Umsatzsteuer trotz falschem Steuerausweis 
Das nationale Umsatzsteuergesetz sieht in § 14c Abs. 1 vor, dass ein Unternehmer, der in einer Rechnung für eine 
Lieferung oder sonstige Leistung einen höheren Steuerbetrag gesondert ausweist, als er nach dem Gesetz für den 
Umsatz schuldet (unrichtiger Steuerausweis), auch diesen Mehrbetrag schuldet.

Nun hat der EuGH mit Urteil vom 08.12.2022 (C-378/21) entschieden, dass ein Steuerpflichtiger, der eine Rechnung 
auf Basis eines falschen Steuersatzes mit unrichtigem Steuerausweis ausstellt, diesen Mehrbetrag dann nicht 
schuldet, wenn eine Gefährdung des Steueraufkommens auszuschließen ist, weil die Dienstleistung ausschließlich 
an Endverbraucher erbracht wurde, die ihrerseits nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind.
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8	 |	 Arbeitszeiterfassung für Arbeitgeber verpflichtend 
Das Bundesarbeitsgericht stellte in seinem Beschluss vom 13.09.2022 klar, dass Arbeitgeber nach dem Arbeitsschutz-
gesetz verpflichtet sind, ein System einzuführen, mit dem die von den Arbeitnehmern geleistete Arbeitszeit erfasst 
werden kann.

Festlegungen zum Inhalt der Arbeitszeitdokumentation sind noch nicht getroffen worden. Aber um die Einhaltung 
der Höchstarbeitszeit sowie der täglichen und wöchentlichen Ruhezeiten wirksam gewährleisten zu können, muss 
der Arbeitgeber Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit eines jeden Arbeitnehmers aufzeichnen.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales plant, im ersten Quartal 2023 einen Vorschlag für die Ausgestaltung 
der Arbeitszeiterfassung im Arbeitszeitgesetz (ArbZG) zu machen. Zurzeit ist im ArbZG geregelt, dass der Arbeitgeber 
zur Aufzeichnung der werktäglichen Arbeitszeit über acht Stunden sowie der gesamten Arbeitszeit an Sonn- und 
Feiertagen verpflichtet ist.

9	 |	 Beweislast bei Zugang einer E-Mail 
Den Absender einer E-Mail trifft die volle Darlegungs- und Beweislast dafür, dass die E-Mail dem Empfänger zugegangen 
ist. Ihm kommt nicht dadurch die Beweiserleichterung des Anscheinsbeweises zugute, dass er nach dem Versenden 
keine Meldung über die Unzustellbarkeit der E-Mail erhält.

Dieser Entscheidung des Landesarbeitsgerichts Köln (LAG) lag der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: Ein Mann 
und ein Unternehmen hatten einen Darlehensvertrag über 60.000 € für eine Fortbildung zum Flugzeugführer 
abgeschlossen. Im Vertrag war geregelt, dass das Unternehmen auf die Rückzahlung verzichtet, wenn es dem 
Darlehensnehmer aus betrieblichen Gründen, insbesondere mangels Bedarfs an Flugzeugführern, nicht innerhalb 
von fünf Jahren nach Beendigung der Schulung die Übernahme in ein Cockpit-Arbeitsverhältnis anbietet. Es wurde 
ein Arbeitsvertrag geschlossen. Allerdings war zwischen dem Unternehmen und dem Arbeitnehmer streitig, wann 
das Arbeitsverhältnis angeboten wurde. Der Arbeitgeber gab an, dass er am letzten Tag der Frist eine E-Mail an den 
Mann schickte und reduzierte das Gehalt entsprechend der Vereinbarungen im Darlehensvertrag. Der Arbeitnehmer 
behauptete, dass ihm die Mail erst drei Tage nach Ablauf der Frist zugegangen war. Da der Arbeitgeber seine 
Angaben nicht beweisen konnte, entschied das LAG zugunsten des Arbeitnehmers.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Christian Kasseckert                                                                  Victoria Blau
Rechtsanwalt/Steuerberater                                                         Steuerberaterin
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